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Zur Frage des Tarifvertrages,
Während der jüngſten Etatsdebatten im Reichstage iſt

Man kann ruhig z n, daß die Entwickelung des
Tarifvertragsweſens in Deutſchland in den letzten zehn
Jahren eine überraſchend ſchnelle geweſen iſt und daß die
zwiſchen 3000 und 4000 e der Tarifverträge,

ſowie die Zahl der von ihnen erfa Arbeiter, die auf
700 000 geſchätzt wird, eine nicht unerhebliche Be
deutung für die Beurtei unſeres ſozialwirtſchaftlichen
Lebens gewonnen haben, und doch der Anſicht ſein, daß über
diegrundſätzliche Würdigung der Frage des kollektiven

Arbeitsvertrages auch heute noch nicht ſo ohne weiteres zur
Tagesordnung übergegangen werden ſollte. Gerade in der
Entwickelung, welche das Tarifvertragsweſen genommen hat,
liegt unſerer Auffaſſung nach eine ernſte Mahnung,
die vorausſichtlichen Endziele dieſer Bewegung auf das ſorg-
ſamſte zu prüfen und darauf bedacht zu ſein, daß die mit ihr
verknüpften Vorteile ſchließlich nicht durch weſentliche Nach
teile für die Geſamtheit allzu teuer erkauft werden.

Der Umſtand, daß die Sozialdemokratie innerhalb des
letzten Jahrzehnts aus einem entſchiedenen Gegner der
Hauptträger der Tarifvertragsbewegung geworden iſt, ſollte
doch zu denken geben. Noch im Jahre 1897 erklärte das
Leipziger Gewerkſchaftskartell, daß eine Gewerkſchaft, welche
Anhänger der Tarifgemeinſchaft zwiſchen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern ſei, als „nicht auf dem Standpunkt der
modernen Arbeiterbewegung ſtehend“ betrachtet werden

müſſe. Zwei Jahre ſpäter aber war den „Genoſſen“ ſchon
die Erkenntnis gekommen, daß jeder Tarifvertrag „als Be

weis der Anerkennung der Gleichberechtigung der Arbeiter
ſeitens der Unternehmer“ neben dem praktiſchen Nutzen
auch einen moraliſchen Vorteil für die Arbeiter involviere,
und heute hat die Sozialdemokratie längſt die Führung in
der Bewegung zugunſten des kollektiven Arbeitsvertrages
übernommen in der Ueberzeugung, damit eine wertvolle und
wirkſame Waffe gegen das Unternehmertum und ein ſtarkes
Preſſionsmittel gegenüber dem einzelnen Arbeiter in die
Hand zu bekommen.

Wir leugnen durchaus nicht, daß die kollektive Feſt
ſetzung der Arbeitsbedingungen zwiſchen Arbeitgeber und
Arbeitnehmern, rein theoretiſch betrachtet, auch für den
erſteren gewiſſe Vorteile mit ſich bringen kann, die nament
lich in der Sicherung vor Betriebsſtörungen durch Streiks,
in der Stabilität der Geſchäftsführung und in der Hintan
haltung der Schmutzkonkurrenz beſtehen, aber dieſe Vorteile
ſind doch nur ſehr problematiſcher Natur. Die Erfahrung
hat gezeigt, daß auch bei Geltung des Tarifvertrages es den
Arbeitnehmern keineswegs ſchwer fällt, einen Anlaß zu
treitigkeiten mit dem Arbeitgeber und zu Streiks zu finden,

wenn ſie einen ſolchen Anlaß finden wollen. Lohnfragen
und Arbeitszeit bilden längſt nicht mehr die alleinige Quelle
oder die alleinige Baſis für die Streikgelüſte ſozialdemo-
kratiſcher Arbeiterorganiſationen. Jenen problematiſchen
Vorteilen des Tarifvertrages für den Arbeitgeber ſtehen aber
prinzipielle Bedenken und ſichere praktiſche Nachteile in
ſolcher Fülle gegenüber, daß die Vorteile gänzlich illuſoriſch
gemacht werden.

Von den prinzipiellen Bedenken, die namentlich in der
Beſchränkung der Dispoſitionsfreiheit des Arbeitgebers im
eigenen Betriebe und in der Ausſchaltung der Jdee des ge
rechten Lohnes infolge der Nivellierung der Arbeitsbedin
gungen der Individuen liegen, wird man, ſo ſchwerwiegend
ſie an ſich ſind, heute freilich kaum noch eine durchſchlagende

irkung erwarten dürfen, nachdem ſich die Mehrzahl der
Arbeitgeberorganiſationen auf die Bahn des kollektiven Ar

beitsvertr drä Sber den hat drängen laſſen. Aber wir glauben

Familie Lerchenifeld in den Reichsfreiherrnſtand,

beſetzungsrecht geht der „Nordd. Allg.

mehr wir fürchten daß die bedenklich nahe ge
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rückte Zeit einer un günſtigen wirtſchaftlichen Kon
junktur unſere Arbeitgeber in recht unliebſamer Weiſe auf
die Schattenſeiten des Tarifvertrages hinweiſen wird, der
den Arbeitgeber auch in den Zeiten einer Kriſis an die ein
mal feſtgelegten Lohn und Arbeitsbedingungen bindet.

Aber ſchließlich würde man die unleugbaren Opfer und
Laſten, welche der Tarifvertrag dem Arbeitgeber auferlegt,
doch vielleicht noch in den Kauf nehmen können, wenn auf
dieſem Wege ein dauernder Jntereſſenausgleich, eine
dauernde Sicherung des ſozialen Friedens erreicht
werden könnte. Wie wenig aber daran zu denken iſt, lehren
die Tatſachen und lehrt die offen ausgeſprochene Auffaſſung
der ganzen Tarifbewegung auf ſozialdemokratiſcher Seite.
Jm offiziellen Organ der Generalkommiſſion der ſozialdemo-

tiſchen Gewerkſchaften hieß es erſt vor kurzem: „Sobald
die Arbeiter ſich bewußt ſind, daß ſie eine beſondere Klaſſe
bilden, die ihre eigenen, weit über den Tarifvertrag hinaus
gehenden und der kapitaliſtiſchen Ausbeutung entgegen-
geſetzten Jntereſſen hat, ſo werden ſie jeden Tarifvertrag nur
als eine Etappe, als den erſten Schritt auf dem Wege,
zu dem jeder Fuß breit erkämpft werden muß, betrachten
Für den Unternehmer bleibt das treibende Motiv der Ver
tragſchließung das Bedürfnis nach Ruhe für die Gewerk
ſchaften die Vorausſetzung weiterer Forde-
rungen Unſere Gewerkſchaften und vor allem ihre
leitenden Kreiſe ſind einig in der Bewertung der Tarif
gemeinſchaften als Werkzeuge des Emanzipa-
tionskampfes der Arbeiter auf wirtſchaftlichem
Gebiete. Sie weiſen daher auch die Jlluſion gewerblicher
„Friedensverträge“ im Sinne bürgerlicher Friedens-
ſchwärmer zurück.

Nach dieſer Auffaſſung handeln auch die ſozialdemo
kratiſchen Arbeiterorganiſationen. Sie ſind ganz offenſicht
lich beſtrebt, die Dauer der Tarifverträge immer mehr
abzukürzen, und verſchiedene Gewerkſchaften haben ihren
Angehörigen direkt unterſagt, verträge über zwei Jahre
hinaus abzuſchließen. Selbſtverſtändlich in der wohlbe
gründeten Annahme, daß auf der Baſis des bereits Er
rungenen ſich weitergehende Forderungen leichter geltend
machen laſſen. So geht man kaum zu weit, wenn man ſchon
heute in dem Tarifvertrage viel eher ein. neues Kampfmittel
der Sozialdemokratie als ein Friedensinſtrument erblickt.

Dieſe Entwickelung wird man bei der Regelung der
rechtlichen Seite des Tarifvertrages unter keinen Umſtänden
außer Betracht laſſen dürfen.

Todesfälle.
Wie der „Regensburger Anzeiger“ meldet, iſt der

frühere Präſident der bayeriſchen Kammer der Reichsräte,
Graf Lerchenfeld auf Koefering, Dienstag
mittag geſtorben.a Graf von und zu Lercheſnfeld wurde am 22. Auguſt

1837 geboren. Die Familie Lerchenfeld, von dem uraltfreien
Bajuvarenhofe Lerchenfeld am Donaugaue unterhalb Regensburg
ſtammend, zählte unter ihren Vorfahren den bekannten Groß-
induſtriellen Lerchenfeld in Straubing, der 35 Güter ſein eigen
nannte und deſſen unermeßliche Reichtümer ihn zum Gläubiger
der ſpaniſchen und portugieſiſchen Könige, der bayeriſchen Herzoge,
der freien Reichsſtadt Nürnberg uſw. machten. 1653 wurde die

1698 in den
Reichsgrafenſtand erhoben. Graf Ludwig Lerchenfeld begann

mit juriſtiſchen Studien und wurde 1858 auf
kurze Zeit der bayeriſchen Geſandtſchaft in Petersburg als
Attaché zugeteilt. Schon 1859 durch den Tod ſeines Vaters zur
Leitung ſeiner ausgedehnten Beſitzungen und zur Nachfolge in
die Reichsratswürde berufen, hat Graf Lerchenfeld ſowohl in
dieſer Eigenſchaft als auch auf landwirtſchaftlichem Gebiete durch
rege Mitarbeit Hervorragendes geleiſtet. Die Reichsratskammer
wählte ihn bald zu ihrem Präſidenten. Der PrinzRegent zeich
nete die Verdienſte des Grafen 1904 durch die höchſte bayeriſche
Auszeichnung, die Verleihung des St. Hubertusordens, aus. Seit
Mitte der ſechziger Jahre gehörte Graf Lerchenfeld auch dem
St. Georgiritterorden an, um deſſen Entwickelung und Betäti
gung auf humanitärem Gebiete ſich der Graf hervorragend ver
dient gemacht hat. 1898 erfolgte ſeine Wahl zum Kapitular
komtur und nach dem 1903 erfolgten Tode des Grafen Konrad
von Prezſing die zum Kanzler dieſes Ordens.

Der Chef des Generalſtabes der bayeriſchen Armee,
Generalleutnant Ritter von Endres, iſt Dienstag
mittag nach längerem ſchweren Leiden geſtorben.

Karl Ritter von Endres war, nachdem er die 2. bayeriſche
Feldartilleriebrigade kowmandiert hatte, von Oktober 1901 bis
März 1905 bayeriſcher Bevollmächtigter zum Bundesrat und iſt
als ſolcher im Reichstage oft hervorgetreten. 1905 wurde ihm
das Kommando der 2. bayeriſchen Diviſion übertragen, aber ſchon
nach wenigen Monaten wurde er zum Chef des bayeriſchen
r ieawes und zum Jnſpekteur der Militärbildungsanſtalten
ernannt.

Pfarrbeſetzungsrecht.
Ueber den von der Generalſynode beſchloſſenen Ent

wurf eines Kirchengeſetzes betreffend das Pfarr
Ztg.“ die Mitteilung

zu c u er d r r rer regierung der e n ung bedarf. Es handelt ſich daher vor nur um Vorſchläge
der kirchlichen Organe über die egelung. Die Frage,

Geſchäftsltelle in Berlin. Deſſauerſtrabe I.
Telephon-Hmt VI Nr. 119h,

und Verlag von Otto Thiele in Halle a. S.

ob und wann die ſtaatsgeſetzliche Genehmigung des Kirchen
geſetzentwurfes herbeizuführen ſein möchte, wird von der
Staatsregierung erſt dann entſchieden werden können, wenn
die Provinzialſynoden von Rheinland und Weſtfalen, die
vorausſichtlich im Herbſte nächſten Jahres ſich mit der An
gelegenheit befaſſen werden, über ihre Stellung zu dem Ge
ſetzentwurfe Beſchluß gefaßt haben. Sind auch die Rhein
provinz und Weſtfalen im S 7 des Kirchengeſetzentwurfes in
der bei derartigen Geſetzen üblichen Form nach Maßgabe der
für dieſe Provinzen geltenden beſonderen Verfaſſungs-
beſtimmungen von der Vorſchrift des Kirchengeſetzes e
ausgenommen, ſo iſt doch der Erlaß des Kirchengeſetzes für
den ganzen Bereich der evangeliſchen
Landeskirche der älteren Provinzen beab-
ſichtigt und konnte auch vom Standpunkt der Staats
regierung aus nur für dieſen ganzen Bereich in Frage
kommen. Die Erwägung der Staatsregierung, ob und unter
welchen Maßgaben die ſtaatsgeſetzliche Genehmigung und
damit die Beſchlußfaſſung der Landesvertretung herbeizu
führen iſt, kann daher, wie bereits erwähnt, erſt nach Abgabe
des Votums der Provinzialſynoden der genannten beiden
Provinzen eintreten.

Zum Prozeßz MoltkeHarden.
Folgendes kleine Bild aus der Sitzung vom 21. cr. teilt

die n Sitz noch mit:
„Nachdem Herr Harden ſich bereits auf die Erbprinzeſſin (von

Meiningen) berufen hatte, erklärte er, an den Staatsanwalt ge
wandt: „Herr Oberſtaatsanwalt, zwingen Sie mich nicht, auch
noch den letzten Trumpf auszuſpielen.“ „Bitte, Herr
Harden, tun Sie es doch, und drohen Sie nicht!“ verſetzte
zuverſichtlich Dr. Jſenbiel. Einſtweilen hat der Angeklagte ſein
Glück mit dem letzten Trumpf nicht verſucht. Ob er damit mehr
Erfolg haben wird als mit ſeinen bisherigen Trümpfen, die
ſamt überſtochen worden ſind Augenblicklich richtet ſich die
Taktik der Verteidigung nur noch darauf, den guten Glauben
des Angeklagten darzutun, an dem Beweis der Wahrheit für die
erhobenen Beſchuldigungen iſt längſt gezweifelt worden.

t rrereſtant iſt auch folgende Mitteilung der „Morgen-

„Bald nach Wiederherſtellung der Oeffentlichkeit kam es auch
gu einer bemerkenswerten Auseinanderſetzung zwiſchen dem Vor
ſitzenden Landgerichtsdirektor Lehmann und dem Oberſtaatsan-
walt Dr. Jſenbiel. Herr Jfenbiel, hinter deſſen konzilianten
Formen die große ſachliche Schärfe immer deutlicher hervortritt,
war der Anſicht, daß ſein Fragerecht vom Verhandlungsleiter
nicht genügend reſpektiert werde, und machte ſeinen Standpunkt
in ſehr beſtimmten Ausführungen geltend. Die Erwiderung des
Vorſitzenden war kühl, aber doch einlenkend. Die geſpannte Stim
mung blieb aber bis zum Schluß der Verhandlung beſtehen.
„Habe ich nun das Wort, oder habe ich's nicht?“ fragte Dr. Jſen
r einmal, bevor er ſich an der Vernehmung eines Zeugen be
teiligte.“

Nach der „Köln. Ztg. trug ſich dieſe Szene wie folgt zu:
Verteidiger Juſtizrat Bernſtein: Was verſtanden Sie unter

dem Leben, das Frau v. Elbe mit ihrem Manne nicht führen zu
können vorgab? Zeugin Fräulein Roſenbauer: Familienleben.
Sie ſagte, wenn ſie vor einem Schaufenſter ſtehen geblieben ſei,
ſei Graf Moltke weggelanfen, und habe ſie ſtehen laſſen. Ober
ſtaatsantwalt Dr. Jſenbiel: Was wiſſen Sie ſonſt noch? Zeugin:
Es iſt zu lange her, es ſteht ja aber alles in den Akten. Ober
ſtaatsanwalt Dr. Jſenbiel: Hier haben wir mündliche Verhand
lung, was in den Akten ſteht, geht uns nichts an. Vorſ. unter
brechend) Das möchte ich der Zeugin ſelbſt ſagen. Ober
ſtaatsanwalt Dr. Jſenbiel: Gewiß, jetzt aber frage ich; ich mö
die ganz beſtimmte Erklärung des Vorſitzenden haben, daß ich nicht
unterbrochen werde, wenn ich das Wort habe. Vorſ.: Dieſes
Recht haben Sie zweifellos. Oberſtaatsanwalt: Dann bitte ich,
es mir nicht zu beſchränken, das laſſe ich mir nicht gefoallen.“

Als Vertreter des Gerichtshofs wird ſich nach neuerer
Beſtimmung nicht Landgerichtsrat Simonſon, ſondern der
Beiſitzer Aſſeſſor Langer nach München begeben, um den
Profeſſor Dr. Schweninger und deſſen Gattin zu
vernehmen. Jhm wird ſich als Vertreter des Neben-
klägers Juſtizrat Dr. Sello anſchließen. Die Vernehmung
wird am morgigen Sonnabend ſtattfinden. Da bereits für
den nächſten Montag neue Zeugen vorgeladen worden
ſind, iſt es in hohem Maße unwahrſcheinlich, daß der
Prozeß noch in dieſem Jahre zum Abſchluß
kommt.

Deutſches Reich.
Das deutſche Kaiſerpaar wird der Wiener „Pol.

Korr.“ zufolge im März n. Js. auf Korfu das grie-
chiſche Königs- und Kronprinzenpaar als
Gäſte im Achilleion empfangen.

Das Kronprinzenpaar gedenkt auch in dieſem Winter,
und zwar vor Beginn der Hoffeſtlichkeiten, ſich auf etwa 12 bis
14 e nach St. Moritz zu begeben, um dort dem Winter-
ſport zu hakdigern. Die beiden Söhne des Kronprinzenpaares
werden Berliner Blättern zufolge während dieſer Zeit in
Berlin bleiben.

Zur Präſentation für das Herrenhaus anſtelle des ver
ſtorbenen Fideikommißbeſitzers Georg von Reinersdorf
e ittergutsbeſiher einrich von Saliſch auf Poſtel
gewählt.

Aus dem Flottenverein. Wie zur Kriſis im Flotten
verein verlautet, wird Prinz Rupprecht von Bayern zu
Neujahr zur Rückſprache mit dem Haiſer nach
Berlin kommen

e



Die Abteilung Berlin der Deutſchen Kolonialgeſell
ſchaft. Der Präſident der Deutſchen Kolonialgeſellſchaft,
Herzog Johann Albrecht zu Mecklenburg, hatte, wie von uns
ſ. Zt. berichtet, die Abteilung Berlin wegen der Einberufung
der Verſammlung, in der die Flottenpolitik der Regierung
kritiſiert und der Rücktritt des Prinzen Rupprecht von
Bayern erörtert wurde, getadelt. Die genannte Abteilung
veröffentlicht nun folgende Erklärung:

„Der Vorſtand der Abteilung hat am 21. Dezember 1907
einhellig beſchloſſen, daß gegen die in den Zeitungen veröffentlichte
Erklärung des Präſidenten der Deutſchen Kolonialgeſellſchaft über
die von der Abteilung berufene öffentliche Verſammlung vom
10. Dezember d. J. auf dem innerhalb der Geſellſchaft und ihrer
Organe gegebenen Wege Abhilfe geſucht werden ſoll.“

Der Reichskanzler und die Heimarbeit. Am Tage vor
dem heiligen Abend ging der Hauptvorſitzenden des Gewerk
vereins der Heimarbeiterinnen Deutſchlands folgende Ant
wort vom Reichskanzler zu:

„Von den mir mit dem gefälligen Schreiben vom 10. d. M.
überſandten Nummern der „Heimarbeiterin“, insbeſondere von
den Artikeln über den zweiten deutſchen Arbeiterkongreß, habe
ich mit lebhaftem Intereſſe Henntnis genommen. Seien Sie ver
ſichert, daß ich auf die Beſeitigung der Mißſtände in der Heim-
arbeit mit Entſchiedenheit hinwirken werde. Mit der dem
Reichstag in dieſen Tagen zugehenden Gewerbeordnungsnovelle,
welche auch Vorſchriften für die Hausarbeit enthält, wird eine
wichtige Grundlage für eine Verbeſſerung der Verhältniſſe auf
jenem Gebiete geſchaffen. Die baldige Erledigung dieſer Novelle
werde ich mir ernſtlich angelegen ſein laſſen. Jn vorzüglichſter
Hochachtung v. Bülow.“

Staatbahnverwaltung und Kohlenſyndikat. Die
„Nordd. Allg. Ztg.“ ſchreibt: Die „Berl. Neueſt. Nachr.“
brachten eine Notiz, wonach die preußiſche Staatseiſenbahn-
verwaltung für den mit dem Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlen-
ſyndikat vereinbarten Preis von 12,35 Mk. für die Tonne
Kohle nicht beſtmelierte, ſondern nur eine aufgebeſſerte
Förderkohle erhält. Die Nachricht iſt unrichtig. Das Syn-
dikat hat für den genannten Preis beſtmelierte Förderkohle
zu liefern.

Die Verſchuldung kleinerer Gemeinden. Der Miniſter
des Jnnern hat nach der „Dtſch. Z.“ eine Verfügung er-
laſſen, nach der, um eine übermäßige Verſchuldung der
kleineren Gemeinden zu verhüten, kommunale An-
leihen von der Regierung nur dann genehmigt werden
p. wenn ihr Tilgungsſatz mindeſtens 216 v. H.

eträgt.
Beſtrafte antimilitariſtiſche Propaganda. Wegen Ver

breitung der antimilitariſtiſchen Schrift „Soldatenfreund“ hatte
fich der Schreiner Georg Link vor der Bonner Strafkammer
zu verantworten. Der Angeklagte gab zu, in Beuel drei Exem
plare der genannten Broſchüre verkauft zu haben, will aber den
Jnhalt nicht gekannt haben. Der Staatsanwalt bemerkte, daß
Link auch in der Kölner Anarchiſtenſache die Haupt
rolle ſpiele. Das Gericht erkannte nach der „Rh. W. Zig.“
auf vier Monate Gefängnis.

Ausland.
Dem Peſter „Lloyd“ zufolge werden die

Ausgleichsgeſetze am 30. Dezember ſanktioniert werden und am
1. Januar 1908 in Kraft treten.

Frankreich. Der Senat nahm das Budget des
Jnnern an. Bei der ſich anſchließenden Generaldebatte über
den Etat des Auswärtigen begründete Miniſter der Aeußern
Pichon die franzöſiſche Politik in Marokko,
die keineswegs auf eine Eroberung abziele, und die all
gemeine franzöſiſche Politik, die nur die be
ſtehenden Bündniſſe und freundſchaftlichen Verhältniſſe auf-
rechtzuerhalten beſtrebt ſei.

Das Pariſer Schwurgericht ver urteilte den Anti-
militariſten Her v s wegen Verleumdung und Beleidigung
der franzöſiſchen Armee zu einem Jahre Gefängnis
und 3000 Fr. Geldſtrafe.

Niederlande. Das Geſamtkabinett hat ſeine
De miſſion gegeben.

Rußland. Der bekannte Feuilletoniſt der „Nowoje
Wremja“, Menſchikow, wurde am Montag vom General
Fock zum Duell gefordert, weil Menſchikow in
ſeinem letzten Feuilleton die wegen der Uebergabe von Port
Arthur angeklagten Generale indirekt Verräter nannte.

Zum Handels miniſteriſt das Reichsratsmitglied An dako w
auserſehen. Andakow iſt Direktor der
Zentrumsführer im Reichsrat.

Am 25. er. begann der Prozeß gegen diejenigen Mitglieder der
erſten Reichsduma, die den Wiborger Aufruf zur Steuer
verweigerung und Nichtſtellung für den Militärdienſt unterzeichnet
haben. Anweſend ſind 169 Angeklagte; elf ſind nicht erſchienen,
zwei inzwiſchen geſtorben. Während der erſte Sitzungstag vornehmlich
mit der Erledigung von Formalitäten ausgefüllt war, wurde am 26. er.
in die Verhandlung eingetreten. Die Angeklagten Petrunkewitſch,
Kokoſchkia und Nabokow, die zuerſt vernommen wurden, erklärten, ihre
Handlungsweiſe ſei nicht verbrecheriſch, ſie ſei vielmehr ein politiſches
Kampfmittel geweſen, ebenſo wie die Auflöſung der Duma ein Kampf
mittel geweſen ſei. Sie hätten nur ihre Pflicht gegen ihr Volk erfüllt
und würden ſür ihr Volk gern alle Strafen erdulden. Darauf wurden
mehrere Mitglieder der Arbeitspartei vernommen, die ausſagten, gern
den Tod erleiden zu wollen, wenn nur das gegenwärtige Regime ge
ſtürzt würde. Der Prozeß wird von der Preſſe eingehend beſprochen.
Die Blätter der Rechten triumphieren, weil verkappte Revolutionäre
ihrer verdienten Strafe entgegengingen. Die Blätter der Oktobriſten
halten das Vorgehen der für unklug, obwohl der Wiborger
Aufruf zu tadeln ſei. Die Blätter der Linken greifen die Regierung
heftig an, da durch ihr Vorgehen das ganze Volk beleidigt ſei.

150 Agitatoren in Warſchau, welche unter den Truppen
revolutionäre Propaganda trieben, wurden ver haftet. Außerdem
iſt im Lokal der ſozialiſtiſchrevolutionären Kampforganiſaiion eine
Liſte von 800 Perſönlichkeiten beſchlagnahmt worden.

Die hin gerichtete Frau, welche das Bombenattentat auf
den Generalgouverneur Hörſchelmann in Warſchau verübt hatte, iſt
nunmehr als die Frau des kürzlich hingerichteten Studenten Bjel an ow
agnosziert, das Attentat ſtellt ſich ſonach als Racheakt heraus.

Serbien. Die Skupſchtina nahm in erſter und
zweiter Leſung die Handelsverträge mit Belgien
und Schweden an.

Portugal. Laut amtlicher Verfügung ſind die Wahlen
zur Deputiertenkammer auf den 5. April n. Js. anberaumt
worden.

Marokko. General Liautey beſtätigt in ſeinem Bericht
an den franzöſiſchen Kriegsminiſter die Vereinigung
der beiden Kolonnen Branlières und Felineau.
Jnfolgedeſſen iſt die ganze von den Beni Snaſſen bewohnte
Gebirgsgegend von den franzöſiſchen Truppen
umzingelt. Bei Redaktionsſchluß wird uns noch aus
Paris gemeldet: Jnfolge einer Unterredung, die der fran
zöſiſche Geſandte Kegnault mit dem Sultan Abdul Aſis
in Rabat hatte, hat General Drude von neuem Befehl
erteilt, die Kasbah der Mediungas einzunehmen, die von den

OeſterreichUngarn.

ſüdruſſichen Eiſenwerke und

Rebellen beſetzt gehalten wird und infolgedeſſen ein Hinder
nis für die Unterwerfung der Schaujaſtämme und die
Wiedereinſetzung der ſcherifiſchen Behörden in Caſablanca
bildet. General Drude wird, wenn es erforderlich ſein ſollte,
Verſtärkungen erhalten.

Nordamerika. Das Entlaſſungsgeſuch des Konter-
admirals Brownſon, des Chefs des NavigationsBureaus, iſt
angenommen worden; Kommandeur Winslow wurde zu
ſeinem Nachfolger ernannt. Es iſt nicht bekannt gegeben

ob der Wechſel irgendwie mit der jüngſt an der Flotte
übten Kritik zuſammenhängt.

China. Die Regierung hat am 24. er. ein Edikt ver
öffentlicht, in dem die Einführung einer Kon-
ſtitutio n angekündigt wird. Die Regierung bereite die-
ſelbe vor, könne jedoch den Tag der Einführung noch nicht
angeben, da ſie nur ſchrittweiſe erfolgen könne.

Aus Nah und Fern.
700 000 Kronen geſtohlen. Jm Schloſſe des Grafen Leonhard

St arzenski in Potkamier bei Lemberg wurde eingebrochen.
Die Diebe entwendeten Schmuckſachen und andere Koſtbarkeiten
im Werte von 700 000 Kronen. t

Leichenfund anf dem Bahngleis. Etwa 60 Meter vom badi
ſchen Bahnhof in Friedrichsfeld in der Richtung gegen
Schwetzingen wurde kürzlich abends 11 Uhr auf dem Bahngleis
die Leiche eines jungen Mädchens aufgefunden. Der Kopf der
Leiche war vom Zuge der Länge nach durchſchnitten
und deshalb vollſtändig unkenntlich. Wie die nähere Unterſuchung
feſtſtellte, waren die Pulsadern an beiden Händen ge
öffnet, ſo daß ein Verbrechen nicht ausgeſchloſſen
erſcheint.

Bilderfälſchungen. Zwei bekannte Kunſthändler wurden in
München verhaftet, da man in letzter Zeit mehrere Bilder-
fälſchungen feſtſtellte. Es ſind außer den Namen franzöſiſcher
Meiſter die Namen von Lenbach und Böcklin gefälſcht.

Attentat auf einen Eilzug. Auf den Eilzug Rheinau—Mann-
heim wurde kürzlich abends ein Attentat verübt. Die Kugel, die
eine Scheibe zertrümmerte, hat glücklicherweiſe niemand verletzt.
Von dem Täter fehlt jede Spur.

Ein ſchwerer Unglücksfall ereignete ſich in einer Kaſſeler
Familie. Der Mann, Poſtbeamter, hatte als Beruhigungsmittel
gegen Zahnſchmerzen aus der Apotheke Zahntropfen geholt,
die ſtark mit Opodeldok verſetzt waren. Als er einen Augenblick
das Zimmer verließ, griff ſein zweijähriger Knabe
nach dem Fläſchchen und trank es in einem Zuge aus. Das
Kind verfiel ſofort in heftige Krämpfe, die am nächſten Tage
ſeinen Tod herbeiführten.

Nach dem Genuß eines Fiſchgerichtes erkrankten 20 Schweſtern
des Krankenhauſes in Frankfurt a. M. unter ſchweren Ver-
giftungserſcheinungen.

Genickſtarre. Jn Münſter i. Weſtf. iſt ein Ein jähriger
an Genickſtarre erkrankt und in das Garniſonlazarett einge-
liefert worden. Die Militärbehörde traf umfangreiche Vorſichts

gegen eine weitere Ausbreitung der gefährlichen
Seuche.

Der Talverkehr auf der Elbe nach Magdeburg und den
Zwiſchenſtationen Schönebeck, Wallwitzhafen und Aken
ſowie der regelmäßige Eildampferverkehr ab Hamburg iſt infolge
Gütermangels am Dienstag eingeſtellt worden.

Erdbeben. Jn Kokand wurde Donnerstag früh um 3 Uhr
20 Minuten ein zehn Sekunden dauerndes Erdbeben verſpürt.

Nebel. Wie wir unterm 24. er. aus London erfahren, herrſcht in
Grimsbhy dichter Nebel. Die Schiffahrt iſt völlig unter
brochen; derkontinentaleSchiffsverkehr erleidet infolge
deſſen großen Schaden J.

Provinz Sachſen und Umgebung.
Landeshauptmann Bartels

Einen ſchweren, ſehr ſchweren Verluſt hat der erſte Weih-
nachtsfeiertag unſerer Provinz Sachſen gebracht. Mittags 12 Uhr
entſchlief in Merſeburg ſanft nach längerem Leiden der Kaiſer-
liche Geheime OberRegierungsrat, Landeshauptmann der Pro
vinz Sachſen, Herr Ludwig Remigius Bartels im 62. Lebensjahre.
Mit ihm geht eine der bekannteſten und markanteſten Perſönlich-
keiten unſerer engeren Heimat dahin. Er entſtammte einer an-
geſehenen Großgrundbeſitzerfamilie und war ein Sohn unſerer
alten Saaleſtadt Halle. Nach beendeten Studienjahren widmete
er ſich der Verwaltungskarriere, war längere Zeit hindurch Land-
rat des Mansfelder Gebirgskreiſes, wurde dann
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Direktor der

Landesfeuerſogzietät für die Provinz. Sachſen und übernahm dann,

nach dem Rücktritte des Freiherrn v. Wintzingerode, das ehren
volle Amt des Landeshauptmanns in Merſeburg, überall mit
großen und reichtm Erfolgen wirkſam. Lange Jahre hindurch
hat er auch als Abgeordneter dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe
angehört und zählte hier zu den angeſehenſten und verdienſt-
vollſten Mitgliedern der deutſchen konſervativen Partei, wie er
denn auch ſeit einer großen Reihe von Jahren als erſter Vor-
ſitzender der konſervativen Partei der Provinz Sachſen ſich unver
geßliche Verdienſte erworben hat. Auch der Sächſiſch- Thüringiſche
Geſchichts- und Altertumsverein betrauert bei ſeinem
Tode den Heimgang ſeines Vorſitzenden. Eine ritter-
liche, überaus vornehm denkende, liebenswürdige Perſön-
lichkeit iſt mit ihm zum ewigen Frieden eingegangen,
deren rühriges, unermüdliches Wirken und Schaffen dem
Vaterlande und insbeſondere unſerer engeren Heimat ſtets zum
Segen und zur Ehre gereicht hat. Sein Name wird niemals ver-
geſſen werden. Unſerer „Halleſchen Zeitung“ hat der Verſtorbene
Zeit ſeines Lebens überaus nahe geſtanden; wir verlieren in ihm
einen aufrichtigen und opferwilligen Freund und Gönner, dem
wir viele wertvolle und dankenswerte Anregungen und Förde-
rungen verdanken. Auf das Wirken und die Bedeutung des echt
deutſchen Mannes, der immer im Dienſte der Oeffentlichkeit und
des Vaterlandes tapfer und ſtolz und klug und in den vorderſten
Reihen geſtanden, werden wir noch eingehender zurückzukommen
haben. Die Trauerfeier für den Verewigten findet am Sonn-
abend, 28. Dezember, mittags 12 Uhr, im Ständehauſe zu Merſe
burg ſtatt; die Beiſetzung erfolgt in der Familiengruft zu Wal-
beck bei Hettſtedt am Sonntag, 29. Dezember, 2 Uhr nachmittags.

Have, cara anima!
D

Burg, 26. Des Erſter Bürgermeiſter
Kruspi Am Sonnabend nachmittag iſt der frühere Erſte
Bürgermeiſter und Ehrenbürger unſerer Stadt, Ferdinand
Kruspi, im Alter von 85 Jahren einem Schlaganfall erlegen. an

Schierke, 26. Dez. („Dauerſchnee.“) Am 24. d. M.
ſetzte der erſte Schneefall ein. Der Brockenbericht lautet: Dauere

e.nes Erfurt, 26. Dez. (Aus dem Zuge geſt ür z t.) Ein
auf dem Weihnachtsurlaub befindlicher Lazarettgehilfe aus Erfurt
ſtürzte zwiſchen Wabern und Sinalis aus dem Zuge. Er wurde
tödlich verletzt dem Garniſonlazarett in Fritzlar eingeliefert.

Letzte Telegramme.
Wien, 26. Dezember. Wie in Parlamentskreiſen ver

lautet, wird nach Neujahr eine Rekonſtruktion des Kabinetts
Beck erfolgen. Jn tſchechiſchen Abgeordnetenkreiſen hegt man
die Erwartung, daß im Sinne des deutſchtſchechiſchen Ausgleichs
die Tſchechen ein weiteres Portefeuille im Kabinett erhalten

werden. 4Toulon, 26. Dezbr. Die Unterſuchung über den Brand
in den Warendepots hat ergeben, daß das Fener durch
verbrecheriſche Hand angelegt worden iſt. Ein gewiſſer
Bomdanino iſt als der Brandſtiftung verdächtig verhaftet worden.

Suakim, 26. Dezember. Die Cholera Epidemie macht
Fortſchritte. Es e ten es regeln getroffen, um
eine Verſeuchung der Häfen zu verhüten.2. Seyher. Jn Rotford wurde der Vorſteher
der Great Northern Eiſenbahn Geſellſchaft William Eggleſten
verhaftet, der beſchuldigt iſt, bedeutende Warendiebſtähle be
angen zu haben. Auch ſein Sohn wurde verhaftet. Jn den
ohnungen der beiden Verhafteten fand man große Mengen

Waren von ungeheurem Werte.
San Francisco, 26. Dezember. Ein Meteor iſt in der

vergangenen Nacht in der Nähe von Belle Fontaine nieder-
gegangen. Ein Gebäude wurde vollſtändig zertrümmert And
in Brand geſteckt. Ein Engländer iſt dabei umgekommen. Das
Meteor fiel kurz nach Mitternacht, begleitet von einer heftigen
Exploſion und drang ſechs Meter in den Boden. Er hatte
einen Umfang von 94 bis 10 Meter.
vVerantwortkich: Für Politik und Feuilleton: Hr. Walther Gebensleben;
für Provinz, Allgemeines, Vörſen- und Handelsteil: Max Ebeling;: für Lokales:
i. V. derſelbe Schlußredaktion: Kl. Verwecke, ſämtlich in Halle a. S.
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im 62. Lebensjahre.

Merseburg, den 25. Dezember 1907.

Elisabeth Bartels geb. von Treuenfeld,
Malwine Niemöller geb. Bartels,
Elisabeth Scherz geb. Bartels,
Wilhel mine Bartels,
Heinrich Bartels, Regierungs-Referendar,
Ludwig Bartels, Referendar,
Walther Scherz, Landrat,
Wilhelm Niemöller, Reg.-Rat,

und vier Enkeltöchter.
Prauerfeier in Merseburg, Ständehaus, Sonnabend 12 Uhr.

Beisetzung Walbeck bei Hettstedt Sonntag 2 Uhr. Wagen auf Anmeldung Bahnhof

Am ersten Weihnachtsfeiertage mittags 12 Uhr entschlief sanft nach längerem Leiden mein
inniggeliebter Mann, unser treuer Vater, Schwiegervater und Grossvater, der

S Kaiserliche Geheime Ober-Regierungs-Rat, Landeshauptmann der

e Provinz Sachsen
Lucwig Remigius Bartels

Sandersleben.
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